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235. Verordnung: Schulleiter-Zulagenverordnung 1956.
2 3 6 . Verordnung: Durchführung des § 91 Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956.
2 3 7 . Verordnung: 2. Vertragsbediensteten-Bezugszuschlagsverordnung 1956.
238. Verordnung: Volles Entgelt der Vertragsangestellten der Österreichischen Bundesforste.
2 3 9 . Kundmachung: Durchführung des Art. II Z. 8 der 5. Teilnovelle der Besoldungsordnung für die Beamten

der Österreichischen Bundesbahnen.
2 4 0 . Kundmachung: Durchführung des Art. II Z. 4 der 1. Novelle der Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung.
2 4 1 . Notenwechsel zwischen dem Bundeskanzleramt, Auswärtige Angelegenheiten, und der spanischen Botschaft

in Wien über die Abänderung der Sichtvermerksbestimmungen für Diplomaten- und Dienstpaßinhaber.

2 3 5 . Verordnung des Bundesministeriums
für Unterricht vom 5. Dezember 1956 zur
Durchführung des § 57 des Gehaltsgesetzes
1956 (Schulleiter-Zulagenverordnung 1956).

Auf Grund der §§ 57 und 92 Abs. 3 des Ge-
haltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, wird im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzleramt ver-
ordnet:

§ 1. Diese Verordnung gilt für die der Auf-
sicht des Bundesministeriums für Unterricht
unterstehenden Unterrichtsanstalten und deren
Leiter.

§ 2. Gemäß § 57 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes
1956 werden zugewiesen:
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§ 3. Die Dienstzulage der Dienstzulagengruppe I wird für die Leiter folgender Unter-
richtsanstalten gemäß § 57 Abs. 4 des Gehaltsgesetzes 1956 erhöht:

§ 4. Folgende Lehranstalten werden jedenfalls
der Dienstzulagengruppe I zugewiesen; ferner
wird gemäß § 57 Abs. 4 des Gehaltsgesetzes 1956
die Dienstzulage ihrer Leiter um 15 v. H. erhöht:

a) Bundeserziehungsanstalten mit acht auf-
steigenden Jahrgängen,

b) Bundes-Lehr- und Versuchsanstalt für Tex-
tilindustrie in Wien V,

c) Graphische Lehr- und Versuchsanstalt in
Wien VII (Bundesanstalt),

d) Technologisches Gewerbemuseum, Tech-
nische Bundes-Lehr- und Versuchsanstalt
in Wien IX,.

e) Höhere Bundeslehranstalt für gewerbliche
Frauenberufe in Wien XVI,

f) Bundes-Lehr- und Versuchsanstalt für che-
mische Industrie und Gewerbe in
Wien XVII,

g) Höhere Bundeslehranstalt für hauswirt-
schaftliche Frauenberufe in Wien XIX,

h) Bundesgewerbeschule Mödling.

§ 5. Für die Einreihung der Unterrichtsanstal-
ten in die Dienstzulagengruppen gelten folgende
weitere Bestimmungen:

1. Lehrerbildungsanstalten mit fünf aufstei-
genden Jahrgängen werden, sofern sie nicht in
die Dienstzulagengruppen I oder II einzureihen
sind, jedenfalls der Dienstzulagengruppe III zu-
gewiesen.

2. Sind einer mittleren Lehranstalt eine oder
mehrere Volks-, Haupt-, Sonder- oder Berufs-
schulklassen oder Kindergarten- oder Sonder-
kindergartenabteilungen eingegliedert, so ist jede
solche Klasse oder Abteilung als eine halbe Klasse
der mittleren Lehranstalt zu zählen, wobei ein
Bruchteil auf die nächstfolgende ganze Zahl zu
erhöhen ist.

3. Ist eine Volksschule mit einer Hauptschule
unter, einer gemeinsamen Leitung verbunden, so
sind die Klassen der Volksschule jenen der
Hauptschule hinzuzuzählen.

4. Sind einer Volksschule eine oder mehrere
Sonderschulklassen angeschlossen, so ist der tat-
sächlichen Zahl der Volks- und Sonderschul-
klassen eine Klasse hinzuzuzählen.

5. Sind einer Sonderschule organisationsmäßig
besondere Kurse für Kinder mit physischen oder
psychischen Mängeln (zum Beispiel Heilkurse für
sprachgestörte Kinder) mit einem eigenen Lehrer
angegliedert, so ist jeder derartige Kurs als eine
Klasse der Sonderschule zu zählen.

6. Am Bundes-Blindenerziehungsinstitut in
Wien und am Bundes-Taubstummeninstitut in
Wien ist jede Klasse, Kindergartenabteilung und
Erziehungsgruppe als eine Klasse zu zählen.

7. An Bundeserziehungsanstalten sowie an
sonstigen Schulen, denen ein Schülerheim unter
der Leitung des Direktors angegliedert ist, sind
auch die Gruppen des Schülerheimes (Erziehungs-
gruppen) als Klassen zu zählen.

8. Ist einer Schule ein Tagesschulheim unter
der Leitung des Direktors angegliedert, so ist
jede Gruppe des Tagesschulheimes als eine halbe
Klasse zu zählen, wobei ein Bruchteil auf die
nächstfolgende ganze Zahl zu erhöhen ist.

9. An berufsbildenden mittleren Lehranstalten
und an Berufsschulen sind auch die für den prak-
tischen Unterricht in Verwendung stehenden
organisationsmäßig vorgesehenen Werkstätten,
Laboratorien oder gleichgearteten Einrichtungen
als Klassen zu zählen.

10. An Berufsschulen, deren Unterricht in
einem kürzeren Zeitraum als einem Schuljahr zu-
sammengefaßt ist, insbesondere an lehrgangs-
mäßig oder saisonmäßig geführten Berufsschulen,
entspricht jede Klasse eines solchen Lehrganges
einer Klasse, die an den sonstigen Berufsschulen
während des ganzen Schuljahres geführt wird.
Das gleiche gilt für derartige Berufsschulklassen,
wenn sie einer berufsbildenden mittleren Lehr-
anstalt eingegliedert sind.

§ 6. Diese Verordnung tritt rückwirkend mit
1. Feber 1956 in Kraft.

Drimmel
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236. Verordnung der Bundesregierung vom
11. Dezember 1956 über die Durch-
führung des § 91 Abs. 3 des Gehalts-

gesetzes 1956.

Auf Grund des § 91 Abs. 3 des Gehalts-
gesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, wird im Einver-
nehmen mit dem Hauptausschuß des National-
rates verordnet:

Die im Gehaltsgesetz 1956 vorgesehenen Mo-
natsbezüge gebühren ab 1. Jänner 1957 im vollen
Ausmaß.

Raab Schärf Helmer Tschadek
Drimmel Proksch Kamitz Thoma
Bock Waldbrunner Graf Figl

237. Verordnung der Bundesregierung
vom 11. Dezember 1956, womit die
Zuschläge zu den Bezügen der Vertragsbe-
diensteten des Bundes neuerlich geändert
werden (2. Vertragsbediensteten-Bezugs-

zuschlagsverordnung 1956).

Auf Grund des § 53 Abs. 4 des Vertragsbe-
dienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr . 86, wird im
Einvernehmen mit dem Hauptausschuß des Na-
tionalrates verordnet:

§ 1. (1) Den Vertragsbedienstetendes Bundes ge-
bühren an Stelle der bisherigen Zuschläge zum
Monatsentgelt ab 1. Jänner 1957 Zuschläge in
der Höhe des Unterschiedes zwischen den in der
Anlage angeführten Beträgen und dem Monats-
entgelt.

(2) Bei Anwendung des Abs. 1 sind die Per-
sonalzulagen gemäß Art. II des Bundesgesetzes
vom 25. Mai 1955, BGBl. Nr . 95, sowie die Ge-
haltserhöhungen im Sinne des § 41 Abs. 2 des
Vertragsbedienstetengesetzes 1948 für Berufs-
schullehrer, Hauptschullehrer und gleichzuwer-
tende Lehrer als Bestandteil des Monatsentgeltes
anzusehen.

(3) Nicht vollbeschäftigten Vertragsbe-
diensteten gebührt der ihrer Arbeitszeit ent-
sprechende Teil der Zuschläge nach Abs. 1.

§ 2. (1) Ist der unter Berücksichtigung des § 1
sich ergebende gesamte Monatsbezug niedriger als
der den Vertragsbediensteten für den Monat April
1956 nach den bis 31. Jänner 1956 geltenden
Vorschriften bemessene Monatsbezug, so gebührt
dem Vertragsbediensteten ein nach Maßgabe des
Erreichens eines höheren Monatsentgeltes (zu-
züglich der Zuschläge nach § 1) einzuziehender
Ergänzungszuschlag auf den für den Monat April
1956 bemessenen Monatsbezug.

(2) Als für den Monat April 1956 bemessener
Monatsbezug gilt das Monatsentgelt; Gehalts-
erhöhungen und Zulagen im Sinne des § 41
Abs. 2 und des § 44 Abs. 2 des Vertragsbedien-
stetengesetzes 1948, Personalzulagen gemäß
Art. II des Bundesgesetzes vom 25. Mai 1955,
BGBl. Nr . 95, und Zuschläge nach § 1 der Be-
zugszuschlagsverordnung 1953, BGBl. Nr . 77,
sind als Bestandteil des Monatsentgeltes anzu-
sehen.

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 gelten
sinngemäß für Vertragsbedienstete, die nach dem
31. Mai 1955 aus dem Dienstverhältnis ausge-
schieden sind und bis spätestens 31. Dezember
1957 wieder in eine mindestens gleichwertige
Entlohnungsgruppe aufgenommen wurden; in
diesen Fällen trit t an die Stelle des für den Mo-
nat April 1956 bemessenen Monatsbezuges der
für den Monat des Ausscheidens tatsächlich ausge-
zahlte Monatsbezug.

§ 3. Die Bestimmungen der §§ 1 und 2 sind
auf Vertragsbedienstete mit Sonderentgelt nicht
anzuwenden.

§ 4. Ist zwischen dem 31. Jänner 1956 und
dem 1. Mai 1956 eine Änderung der bezugsrecht-
lichen Stellung eines Vertragsbediensteten einge-
treten, so ist für die Zeit nach der Änderung der
Bemessung eines allfälligen Ergänzungszuschlages
nach § 2 der Vertragsbediensteten-Bezugszu-
schlagsverordnung 1956, BGBl. Nr . 64, der nach
den bis 31. Jänner 1956 geltenden Vorschriften
bemessene Monatsbezug zugrunde zu legen, der
vom Zeitpunkt der Änderung an gebührt hätte.

Raab Schärf Helmer Tschadek
Drimmel Proksch Kamitz Thoma
Bock Waldbrunner Graf Figl



1686 66. Stück — Ausgegeben am 19. Dezember 1956 — Nr. 237

Anlage.
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238 . Verordnung der Bundesregierung
vom 11. Dezember 1956 über das
volle Entgelt der Vertragsangestellten der

Österreichischen Bundesforste.

Auf Grund des § 5 des Gesetzes vom 28. Juli
1925, BGBl. Nr. 282, über die Bildung eines
Wirtschaftskörpers „Österreichische Bundes-
forste" wird im Einvernehmen mit dem Haupt-
ausschuß des Nationalrates verordnet:

Das im Art. II der Verordnung der Bundes-
regierung vom 8. Mai 1956, BGBl. Nr. 102, vor-
gesehene Entgelt gebührt ab 1. Jänner 1957 im
vollen Ausmaß.

Raab Schärf Helmer Tschadek
Drimmel Proksch Kamitz Thoma
Bock Waldbrunner Graf Figl

239 . Kundmachung des Bundesministe-
riums für Verkehr und Elektrizitätswirt-
schaft vom 14. Dezember 1956 über
die Durchführung des Art. II Z. 8 der 5. Teil-
novelle der Besoldungsordnung für die Be-
amten der Österreichischen Bundesbahnen,

BGBl. Nr. 59/1956.

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 14. Dezember 1956
(Gesetz vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180)
wird zur Durchführung des Art. II Z. 8 der
5. Teilnovelle der Besoldungsordnung für die

Beamten der Österreichischen Bundesbahnen,
BGBl. Nr. 59/1956, kundgemacht:

Die auf Grund des Art. II Z. 7 lit. b und c der
5. Teilnovelle der Besoldungsordnung für die
Beamten der Österreichischen Bundesbahnen ge-
kürzten Bezüge gebühren ab 1. Jänner 1957 im
vollen Ausmaß.

Waldbrunner

240 . Kundmachung des Bundesministe-
riums für Verkehr und Elektrizitätswirt-
schaft vom 14. Dezember 1956 über
die Durchführung des Art. II Z. 4 der 1. No-
velle der Bundesbahn-Dienst- und Lohn-

ordnung, BGBl. Nr. 66/1956.

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 14. Dezember 1956
(Gesetz vom 1.3. April 1920, StGBl. Nr. 180)
wird zur Durchführung des Art. II Z. 4 der
1. Novelle der Bundesbahn-Dienst- und Lohn-
ordnung, BGBl. Nr. 66/1956, kundgemacht:

Die in der Dienst- und Lohnordnung für die
für den vorübergehenden Bedarf aufgenommenen
Bediensteten der Österreichischen Bundesbahnen,
BGBl. Nr. 96/1954, in der Fassung der Kund-
machung des Bundesministeriums für Verkehr
und verstaatlichte Betriebe vom 14. März 1956,
BGBl. Nr. 66/1956, vorgesehenen Lohnansätze
gebühren ab 1. Jänner 1957 im vollen Ausmaß.

Waldbrunner

241.

Notenwechsel zwischen dem Bundeskanzleramt, Auswärtige Angelegenheiten,
und der spanischen Botschaft in Wien über die Abänderung der Sicht-

vermerksbestimmungen für Diplomaten- und Dienstpaßinhaber

Bundeskanzleramt
Auswärtige Angelegenheiten
Zl. 624.814-RA/RR/56

Wien, am 9. November 1956

Herr Botschafter!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die österreichische Bundesregierung bereit ist,
mit der spanischen Regierung folgendes Abkom-
men zur Abänderung der Sichtvermerksbestim-
mungen für Diplomaten- und Dienstpaßinhaber
abzuschließen:

1. Die Diplomatenpaßinhaber der vertrag-
schließenden Parteien bedürfen zur Einreise und
zum Aufenthalt bis zur Dauer der Gültigkeit
ihrer Pässe in Spanien beziehungsweise Öster-
reich keines Sichtvermerkes.

2. Die österreichischen Dienstpaßinhaber be-
ziehungsweise die Inhaber von spanischen Offi-

zialpässen (pasaportes oficiales) erhalten ge-
bührenfreie Sichtvermerke.

3. Das gegenständliche Abkommen wird am
1. des Monates, der dem Notenaustausch folgen
wird, in Kraft treten.

Wenn die spanische Regierung sich mit Vor-
stehendem einverstanden erklärt, werden diese
Note und die Anwort, die Eure Exzellenz mir
wird zukommen lassen, ein Abkommen zwischen
beiden Regierungen darstellen.

Empfangen Sie, Herr Botschafter, den Aus-
druck meiner vorzüglichen Hochachtung.

Raab

Seiner Exzellenz
José S. de E r i c e
Außerordentlicher und bevollmächtigter
Botschafter des Spanischen Staates
Wien
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Embajada de España
Nr. 91/56

Wien, am 16. November 1956

Herr Bundeskanzler!

Ich beehre mich, den Empfang der Note vom
9. d. M., Zl. 624.814-RA/RR/56, zu bestätigen,
mit der Eure Exzellenz mir mitgeteilt haben, daß
die österreichische Regierung bereit ist, mit der
spanischen Regierung ein Abkommen nachstehen-
den Inhaltes abzuschließen:

1. Die Diplomatenpaßinhaber der vertrag-
schließenden Parteien bedürfen zur Einreise und
zum Aufenthalt bis zur Dauer der Gültigkeit
ihrer Pässe in Spanien beziehungsweise Österreich
keines Sichtvermerkes.

2. Die österreichischen Dienstpaßinhaber be-
ziehungsweise die Inhaber von spanischen

Offizialpässen (pasaportes oficiales) erhalten ge-
bührenfreie Sichtvermerke.

3. Das gegenständliche Abkommen wird am
1. des Monates, der dem Notenaustausch folgen
wird, das ist der 1. Dezember, in Kraft treten.

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz nunmehr mit-
zuteilen, daß die spanische Regierung dem Vor-
stehenden zustimmt.

Genehmigen Sie, Herr Bundeskanzler, den Aus-
druck meiner vorzüglichsten Hochachtung.

Der Botschafter von Spanien:

José de Erice m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Bundeskanzler
Dipl.-Ing. Dr. h. c. Julius Raab
Wien

Das in diesem Notenwechsel enthaltene Abkommen ist am 1. Dezember 1956 in Kraft getreten.

Raab


